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Aufrüsten mit links

Der Skandalgarant

Thüringen: Dank florierender Militärsparte freut sich Jenoptik-Konzern über 
Rekordbilanz. Ministerpräsident Ramelow verteidigt Landesbeteiligung. Von Susan Bonath

Vor der Landtagswahl: NRW-Innenminister Jäger wird zunehmend Belastung für wahlkämpfende SPD

Der Thüringer Technologie- und 
Rüstungskonzern Jenoptik 
brüstet sich mit einer Rekord-

bilanz. Vor allem die florierenden Ge-
schäfte mit dem US-amerikanischen Mi-
litärkomplex hätten im vergangenen Jahr 
das Umsatzplus um 2,5 Prozent auf 685 
Millionen Euro und die zwölfprozenti-
ge Gewinnsteigerung auf 68 Millionen 
Euro beschert, lobte Vorstandschef Mi-
chael Mertin am Dienstag auf dem Neu-
jahrsempfang der Aktiengesellschaft.

Gast der Kapitalrunde war auch Thü-
ringens Ministerpräsident Bodo Rame-
low (Die Linke). Der Freistaat hält elf 
Prozent der Unternehmensaktien, was 
Ramelow eisern gegen Teile seiner Par-
tei verteidigt. Es gehe um die »Weiter-
entwicklung des Wirtschaftsstandorts«, 
kommentierte er am Dienstag. Und: 
»Die Jenoptik AG ermöglicht Wachs-
tums- und Entwicklungspotentiale für 
Thüringen.« Mit mehr als 3.500 Mit-
arbeitern sei der Konzern in über 80 
Ländern vertreten und weltweit führend 
in der Photonikbranche.

Ramelows größte Freude dürfte ge-
wesen sein, dass er dabei sein durfte. 
Im vergangenen Jahr hatte er laut der 
Thüringer Allgemeinen keine Einladung 
erhalten, weil Linke und Grüne nach 
Ansicht des Konzernvorstands »zu viel 
Stimmung gegen die Rüstungssparte 
gemacht« hätten. Der Druck wirkte: 
Im Dezember 2016 sagte Ramelow ge-
genüber dem Magazin Capital, er habe 
die Beteiligung Thüringens an Jenoptik 
schon verteidigt, als Die Linke noch in 
der Opposition saß, und zwar »nicht, 
weil es gut ist, wenn der Staat Unterneh-
men besitzt, sondern weil wir den ein-
zigen Player im MDax bewahren müs-
sen, damit er uns nicht weggeschnappt 
werden kann«. Überhaupt sei alles gar 
nicht so schlimm. Denn Ramelow habe 
»längst einen Termin beim Vorstand«.

Noch im März 2015 hatte das 
Manager-Magazin befürchtet, der 
damals frisch gebackene Minister-
präsident werde das Unternehmen 
wohl »durchregieren«, da es wieder 

»staatlich beherrscht« würde. Grund 
war ein Rückzug des österreichischen 
Großinvestors ECE Industriebeteili-
gungen, der das Land zum größten 
Aktionär von Jenoptik machte. Doch 
Linke-Politiker können auch anders, 
als man ihnen nachsagt: Vier Mona-
te später berichtete die Ostthüringer 
Zeitung über ein Treffen von Rame-
low und Jenoptik-Chef Mertin. »Beide 
wollen demonstrieren, dass sie sich 
besser verstehen, als es den Anschein 
hat«, schrieb das Blatt. Damals ging es 
um ein Laserschneidesystem, die flo-
rierende Rüstungssparte würdigte der 
Landeschef nicht. »Hier wird Hochlei-
stungstechnologie in Produktion um-
gesetzt«, sagte er und lobte die gute 
Zusammenarbeit. Man habe beidseitig 
begriffen, »dass die Konkurrenz der 
Rest der Welt ist«. Keinesfalls wolle 
Ramelow Jenoptik ins Handwerk pfu-

schen. Man müsse schließlich »sorg-
sam mit unseren großen Unternehmen 
umgehen«.

Dies ist dem Linke-Landeschef sicht-
lich gelungen: Jenoptik freut sich über 
mehr und mehr Großaufträge. Im Ok-
tober feierte es den dritten Millionen-
deal für das dritte Quartal 2016: eine 
Lieferung von Teilen für das Flugab-
wehrsystem »Patriot«. Der Konzern hat-
te Verträge mit der US-Regierung um 
fünf Jahre verlängert, wie er bekannt-
gab. Für das erste Halbjahr 2016 mel-
dete er im Militärbereich Erlöse von 
111 Millionen Euro. Das Patriot-System 
liefere die USA an weitere Staaten wie 
Israel, Südkorea und Japan, lobte Mertin 
auch am Dienstag. So habe Jenoptik 
2016 »das beste Geschäftsjahr in der 
Geschichte des Unternehmens« hinter 
sich gebracht. Er prognostizierte einen 
anhaltenden Boom. Der Plan sei, den 

Jahresumsatz auf 800 Millionen Euro 
zu steigern. An den Rüstungsgeschäften 
mit den USA werde auch die Abschot-
tungspolitik des neuen US-Präsidenten 
Donald Trump nichts ändern.

Wie Ramelows Linie mit dem pro-
grammatischen Antikriegsverständnis 
seiner Partei zusammenpasst, erklär-
te die Linksfraktionssprecherin Diana 
Klöckner nicht. Sie teilte am Mittwoch 
mit, dass Die Linke zum Thema Frie-
denspolitik »fortgesetzt mit den Koali-
tionspartnern im Gespräch« sei. Moti-
vation für die Annäherung an Jenoptik 
dürften aber Arbeitsplätze sein. Spürbar 
mehr davon wolle der Konzern schaf-
fen, frohlockte Mertin angesichts der 
Prognose. Der Vorstandschef selbst will 
Mitte 2017 aus dem Unternehmen schei-
den. Vermutlich wird sich Bodo Rame-
low auch mit dessen Nachfolger, Stefan 
Traeger, gut verstehen.

Der Wahlkampf in Nordrhein-
Westfalen nimmt an Fahrt 
auf. Am 14. Mai wird im 

bevölkerungsreichsten Bundesland 
ein neuer Landtag gewählt. Die dor-
tige Stimmabgabe gilt gemeinhin als 
»kleine Bundestagswahl« und Test-
lauf für den Urnengang auf Bundes-
ebene im Herbst. Die Ausgangslage 
für die amtierende Ministerpräsiden-
tin Hannelore Kraft (SPD), die einst 
als Hoffnungsträgerin ihrer Partei 
gehandelt wurde, ist so rosig nicht. 
Krafts bei Amtsantritt 2010 gegebe-
nes Versprechen, sich für mehr sozi-
ale Gerechtigkeit stark zu machen und 
»kein Kind zurückzulassen«, wurde 
nicht eingelöst. NRW wurde noch un-
gerechter, die Kinderarmut stieg in 
den letzten Jahren. Inzwischen wächst 
in Regionen wie dem Ruhrgebiet fast 
jedes dritte Kind in Armut auf.

Unabhängig von den gebrochenen 
Versprechen der zunehmend amtsmü-
de und blass wirkenden Regierung-
schefin entwickelt sich vor allem ihr 
amtierender Landesinnenminister und 

Parteifreund Ralf Jäger zum Problem 
für Kraft.

Der Höhepunkt der Skandalserie, 
die mit Jägers Krisenmanagement bei 
der »Loveparade«-Tragödie in Duis-
burg, bei der am 24. Juli 2010 mehrere 
hundert junge Menschen teils schwer 
verletzt wurden und 21 Personen zu To-
de kamen, begonnen hatte, wurde nun 
mit der »Causa Anis Amri« erreicht. 
Aus Wahlkampfgründen wollte die 
SPD verhindern, dass der Landtag ei-
nen Untersuchungsausschuss einsetzt, 
um die offenkundigen Versäumnisse 
der Sicherheitsbehörden bezüglich 
des islamistischen Terroranschlages 
auf den Weihnachtsmarkt am Berliner 
Breitscheidplatz aufarbeiten zu lassen. 
Der mutmaßliche Täter Amri soll ei-
nem V-Mann des Landeskriminalam-
tes NRW von seinen Plänen erzählt 
haben. Anders als Krafts »rot-grüne« 
Landesregierung, die zur Aufarbeitung 
einen Sonderermittler ausreichend 
fand, haben die Oppositionsparteien 
CDU, FDP und Piraten am Dienstag 
einen Einsetzungsbeschluss für einen 

Untersuchungsausschuss auf den Weg 
gebracht. Jäger habe »Transparenz und 
Ehrlichkeit« vermissen lassen, so der 
Vorwurf der Opposition. Damit ist für 
Kraft der »Worst case« eingetreten.

Jäger gilt seit Jahren als Garant für 
Skandale, aus denen er sich bisher 
halbwegs unbeschadet herauswinden 
konnte. Dabei wurde er seit seinem 
Amtsantritt sowohl von CDU und FDP 
als auch von der 2010 bis 2012 im 
Landtag vertretenen Linkspartei mit 
Rücktrittsforderungen überschüttet.

In der Kritik stand Jäger auch we-
gen seines Krisenmanagements beim 
vollends aus dem Ruder gelaufenen 
Aufmarsch gewalttätiger Hooligans, 
Rassisten und Neonazis 2014 in Köln. 
Zugleich trägt der Innenminister die 
Verantwortung für das von ihm im 
August 2012 erlassene und de facto 
gescheiterte Verbot des »Nationalen 
Widerstandes Dortmund«, dessen 
Führungskader sich danach ohne grö-
ßere Schwierigkeiten unter dem Dach 
der Partei »Die Rechte« reorganisier-
ten und seitdem sogar die Privilegien 

des Parteiengesetzes für sich in An-
spruch nehmen. Nicht in Vergessen-
heit geraten ist Jägers Verhalten im 
Fall der Kölner Silvesternacht 2015 auf 
2016, als es zu massenhaften sexuel-
len Übergriffen auf Frauen kam. Auch 
die letzten Silvesterfeierlichkeiten in 
der Domstadt waren für Jäger kein 
Ruhmesblatt. Kesselte die eingesetzte 
Polizei doch mehrere hundert »südlän-
disch« aussehende Personen ein und 
setzte sich damit dem Vorwurf des 
»Racial profiling« aus.

In einem internen Schreiben des 
Landesamtes für Zentrale Polizeiliche 
Dienste (LZPD), das vor wenigen Ta-
gen veröffentlicht wurde, hieß es dann, 
Flüchtlinge sollten besser keine Karne-
valsfeierlichkeiten besuchen, da dies 
in »Anbetracht der aktuellen Sicher-
heitslage« zu »unerwünschten Wech-
selwirkungen« mit der Bevölkerung 
führen könne. Selbst die als konserva-
tiv geltenden Karnevalsvereine in Köln 
wiesen derlei zurück. Jäger hingegen 
übernahm einmal mehr keinerlei Ver-
antwortung. Markus Bernhardt

Hoher Polizeibeamter 
kritisiert G-20-Treffen
Hamburg. Der Hamburger Lan-
deschef des Bundes Deutscher 
Kriminalbeamter (BDK), Jan 
Reinecke, hat die Entscheidung 
zur Ausrichtung des nächsten 
G-20-Gipfeltreffens in der 
Hansestadt kritisiert. »Ich und 
viele meiner Kollegen können 
nicht nachvollziehen, dass nach 
den schrecklichen Ereignissen 
von Genua noch einmal eine 
Großstadt für solch ein Treffen 
ausgewählt worden ist«, sagte 
Reinecke der Heilbronner 
Stimme vom Mittwoch. Die 
Staats- und Regierungschefs 
der 19 »wichtigsten« Industrie- 
und Schwellenländer kommen 
im Juli zusammen. Bei einem 
Treffen der G8 im italienischen 
Genua 2001 wurde der De-
monstrant Carlo Giuliani von 
Polizisten erschossen. In Ham-
burg werden Tausende Beamte 
eingesetzt. 
 (AFP/jW)

620 unbegleitete  
Jugendliche abgewiesen
Berlin. Die Bundespolizei hat im 
vergangenen Jahr 620 unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge 
an der deutschen Grenze abge-
wiesen. Dies geht aus einer Ant-
wort der Bundesregierung auf 
eine kleine Anfrage der Grünen-
Fraktion hervor, die am Mitt-
woch vorlag. Die Jugendlichen 
seien zurückgeschickt worden, 
»weil die Einreisevoraussetzun-
gen nicht vorlagen«, teilte die 
Bundesregierung demnach mit. 
Unter den Betroffenen waren 
275 Afghanen, 58 Syrer sowie 
39 Jugendliche aus Eritrea und 
36 aus dem Irak. Deren Zurück-
weisung sei eine »massenhafte 
Missachtung des Kindeswohls«, 
sagte die jugendpolitische Spre-
cherin der Grünen-Fraktion, 
Beate Walter-Rosenheimer, der 
Rheinischen Post (Mittwochaus-
gabe). 
 (AFP/jW)

Im ersten Halbjahr 2016 meldete Jenoptik im Militärbereich Erlöse von 111 Millionen Euro: Demonstrant bei 
 Hauptversammlung des Konzerns (Juni 2016)
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Zitat des Tages

Bundesbankpräsident Jens 

Weidmann in den Zeitungen 

des »Redaktionsnetzwerks 

Deutschland« (Mittwoch) über 

die Forderung von US-Präsident 

Donald Trump, einen ausgegli-

chenen Außenhandel zwischen 

den USA und der BRD herzu-

stellen

Wenn bei uns im Fern-
sehen amerikanische 
Erfolgsserien laufen, 
müssen die Amerika-
ner dann zum Aus-

gleich jeden Sonntag 
»Tatort« schauen?

Die Serie. Vom 11. bis 18.2.2017

Blüht was 
im Osten?


